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Antrag 

der Abgeordneten Gerd Mannes, Franz Bergmüller, Uli Henkel und Fraktion (AfD) 

Energie für Bayern VI:   
Nationale CO2-Abgabe auf Müllverbrennung nicht einführen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf Bundesebene dafür einzusetzen, dass 
die geplante Ausweitung der nationalen CO2-Abgabe auf die Müllverbrennung (ab dem 
1. Januar 2024) nicht stattfindet. 

 

 

Begründung: 

Gemäß der Gesetzesänderung des Brennstoffemissionshandelsgesetzes (BEHG) 
durch die Ampel-Regierung vom Juli 2022 soll die nationale CO2-Abgabe ab 2024 auf 
die Müllverbrennung erhoben werden.1 Am 28.10.2022 wurde die Gesetzesänderung 
im Bundesrat von der CSU/FREIE WÄHLER-geführten Staatsregierung genehmigt.2 

Aus mehreren Gründen ist die geplante Ausweitung der nationalen CO2-Abgabe auf die 
Müllverbrennung kontraindiziert. Es drohen ein massiver Schaden für die Umwelt und 
eine unnötige Zusatzbelastung für Haushalte und Gewerbe. 

Abfallgebühren würden deutlich steigen 

Dieser Gebührensprung würde die, nach Ansicht des ifo Instituts und ewi Köln, länger 
währende Energiepreiskrise und Inflationsentwicklung noch weiter verschlimmern.3 Die 
Bundesregierung geht dabei von einer Mehrbelastung von über 900 Mio. Euro pro Jahr 
aus.4 

                                                           
1 Bundesregierung (2022). CO2-Bepreisung für alle fossilen Brennstoffe. URL: https://www.bundesregie-

rung.de/breg-de/service/gesetzesvorhaben/co2-preis-kohle-abfallbrennstoffe-2061622#:~:text=An-
fang%202023%20star-
tet%20die%20CO2,gilt%20dies%20erst%20ab%202024.&text=Mit%20dem%20ge%C3%A4nder-
ten%20Brennstoffemissionshandelsgesetz%20(%20BEHG,auf%20alle%20fossilen%20Brennstoffemis-
sionen%20ausgeweitet  

2 Bayerische Staatsregierung (2022). Abstimmungsverhalten des Freistaates Bayern und Ergebnisliste 
zur 1026. Sitzung des Bundesrates am Freitag, dem 28. Oktober 2022. URL:   
https://www.bayern.de/wp-content/uploads/2022/11/Abstimmungsverhalten-1026.-Sitzung.pdf 

3 Kommunale Spitzenverbände  (2022). Stellungnahme. URL:   
https://www.bundestag.de/resource/blob/914802/d5d6b968781ece6f41640ca9c4e474cf/20-25-196-
Stellungnahme_SV_Komm_Spitzenverbaende_BEHG_12-10-2022-data.pdf 

4 Deutscher Bundestag (2022). Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Brennstoffemissions-
handelsgesetzes. Drucksache 20/3438. URL: https://dserver.bundestag.de/btd/20/034/2003438.pdf 

https://www.bundesregierung.de/breg-de/service/gesetzesvorhaben/co2-preis-kohle-abfallbrennstoffe-2061622#:~:text=Anfang%202023%20startet%20die%20CO2,gilt%20dies%20erst%20ab%202024.&text=Mit%20dem%20ge%C3%A4nderten%20Brennstoffemissionshandelsgesetz%20(%20BEHG,auf%20alle%20fossilen%20Brennstoffemissionen%20ausgeweitet
https://www.bundesregierung.de/breg-de/service/gesetzesvorhaben/co2-preis-kohle-abfallbrennstoffe-2061622#:~:text=Anfang%202023%20startet%20die%20CO2,gilt%20dies%20erst%20ab%202024.&text=Mit%20dem%20ge%C3%A4nderten%20Brennstoffemissionshandelsgesetz%20(%20BEHG,auf%20alle%20fossilen%20Brennstoffemissionen%20ausgeweitet
https://www.bundesregierung.de/breg-de/service/gesetzesvorhaben/co2-preis-kohle-abfallbrennstoffe-2061622#:~:text=Anfang%202023%20startet%20die%20CO2,gilt%20dies%20erst%20ab%202024.&text=Mit%20dem%20ge%C3%A4nderten%20Brennstoffemissionshandelsgesetz%20(%20BEHG,auf%20alle%20fossilen%20Brennstoffemissionen%20ausgeweitet
https://www.bundesregierung.de/breg-de/service/gesetzesvorhaben/co2-preis-kohle-abfallbrennstoffe-2061622#:~:text=Anfang%202023%20startet%20die%20CO2,gilt%20dies%20erst%20ab%202024.&text=Mit%20dem%20ge%C3%A4nderten%20Brennstoffemissionshandelsgesetz%20(%20BEHG,auf%20alle%20fossilen%20Brennstoffemissionen%20ausgeweitet
https://www.bundesregierung.de/breg-de/service/gesetzesvorhaben/co2-preis-kohle-abfallbrennstoffe-2061622#:~:text=Anfang%202023%20startet%20die%20CO2,gilt%20dies%20erst%20ab%202024.&text=Mit%20dem%20ge%C3%A4nderten%20Brennstoffemissionshandelsgesetz%20(%20BEHG,auf%20alle%20fossilen%20Brennstoffemissionen%20ausgeweitet
https://www.bundesregierung.de/breg-de/service/gesetzesvorhaben/co2-preis-kohle-abfallbrennstoffe-2061622#:~:text=Anfang%202023%20startet%20die%20CO2,gilt%20dies%20erst%20ab%202024.&text=Mit%20dem%20ge%C3%A4nderten%20Brennstoffemissionshandelsgesetz%20(%20BEHG,auf%20alle%20fossilen%20Brennstoffemissionen%20ausgeweitet
https://www.bayern.de/wp-content/uploads/2022/11/Abstimmungsverhalten-1026.-Sitzung.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/914802/d5d6b968781ece6f41640ca9c4e474cf/20-25-196-Stellungnahme_SV_Komm_Spitzenverbaende_BEHG_12-10-2022-data.pdf
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Keine Lenkungswirkung durch steigende Abfallgebühren 

Abfallgebühren werden vielfach als Mietnebenkosten nach Wohnfläche auf alle Haus-
halte eines Gebäudes umgelegt, nicht nach dem eigenen Abfallaufkommen oder des-
sen Kunststoffgehalt.5 

Doppelbesteuerung durch EU-Kunststoffsteuer 

Die Kosten für die EU-Kunststoffsteuer tragen aktuell die deutschen Steuerzahler. Zah-
len jetzt auch noch die Abfallgebührenzahler die CO2-Kosten der Kunststoffverbren-
nung, werden die privaten Haushalte doppelt belastet. 

Umweltschädliche Siedlungsabfälle werden wieder vermehrt auf Deponien landen 

Es wird nicht weniger Müll erzeugt, wenn seine Entsorgung teurer wird. Viele Abfälle 
müssen im Interesse einer schadlosen Entsorgung thermisch behandelt werden. Eine 
Ausweichmöglichkeit auf andere Brennstoffe gibt es für die Müllverbrennungsanlagen 
nicht – ihre vorrangige Aufgabe ist vielmehr die Gewährleistung von Entsorgungssicher-
heit. 

Gefahr steigender Abfallexporte 

Ein nationaler CO2-Preis auf die Abfallverbrennung im deutschen Alleingang erhöht das 
Exportrisiko von Abfällen. Somit werden die Emissionen nur in andere Länder verlagert 
werden, wo diese womöglich noch umweltschädlicher verbrannt würden.6 

Ungerechte soziale Verteilungswirkung 

Eine CO2-Bepreisung der Abfallverbrennung ist dreifach ungerecht: Bei Geringverdie-
nern machen die Abfallgebühren einen erheblich höheren Anteil des Haushaltsbudgets 
aus. Zudem haben Mieterhaushalte 30 Prozent mehr Restmüll als Einfamilienhausei-
gentümer. Schließlich belasten die gewählten Standardemissionsfaktoren die Privat-
haushalte mit den deutlich höheren Emissionen gewerblicher Kunststoffabfälle.7 

                                                           
5 BDE (2022). Stellungnahme. URL:   

https://www.bundestag.de/resource/blob/914618/adfc9b0f8bb4f055be201dfd9d0ee9f7/20-25-194-Stel-
lungnahme_SV_BDE_oeA_BEHG_12-10-2022-data.pdf 

6 EU-Recycling (2022). CO2-Preis auf Abfall lässt steigende Abfallgebühren befürchten. URL:   
https://eu-recycling.com/Archive/37911 

7 VKU (2022). Stellungnahme. URL:   
https://www.bundestag.de/resource/blob/914514/3760a3fc1493a8e094debdd470a990b5/20-25-193-
Stellungnahme_SV-VKU_oeA_BEHG_12-10-2022-data.pdf 

https://www.bundestag.de/resource/blob/914618/adfc9b0f8bb4f055be201dfd9d0ee9f7/20-25-194-Stellungnahme_SV_BDE_oeA_BEHG_12-10-2022-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/914618/adfc9b0f8bb4f055be201dfd9d0ee9f7/20-25-194-Stellungnahme_SV_BDE_oeA_BEHG_12-10-2022-data.pdf
https://eu-recycling.com/Archive/37911
https://www.bundestag.de/resource/blob/914514/3760a3fc1493a8e094debdd470a990b5/20-25-193-Stellungnahme_SV-VKU_oeA_BEHG_12-10-2022-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/914514/3760a3fc1493a8e094debdd470a990b5/20-25-193-Stellungnahme_SV-VKU_oeA_BEHG_12-10-2022-data.pdf
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Umwelt und Verbraucherschutz 

Antrag der Abgeordneten Gerd Mannes, Franz Bergmüller, Uli Henkel und 
Fraktion (AfD) 
Drs. 18/25164 

Energie für Bayern VI: Nationale CO2-Abgabe auf Müllverbrennung nicht einfüh-
ren 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Gerd Mannes 
Mitberichterstatter: Hans Ritt 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Umwelt und Verbraucherschutz feder-
führend zugewiesen. Weitere Ausschüsse haben sich mit dem Antrag nicht 
befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 70. Sitzung am 9. Feb-
ruar 2023 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 FDP: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Rosi Steinberger 
Vorsitzende 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Dritter Vizepräsident Alexander Hold



Dritter Vizepräsident Alexander Hold: Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über eine Verfassungsstreitigkeit und Anträge, die gem. § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Vorab ist über zwei Anträge gesondert abzustimmen.

Zunächst lasse ich über den Antrag der FDP-Fraktion betreffend "Containern nicht 

grundsätzlich strafrechtlich verfolgen" auf Drucksache 18/25920 abstimmen. Der fe-

derführende Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

empfiehlt die Ablehnung.

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Antrag der FDP-Fraktion zustimmen möch-

te, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen von BÜNDNIS 90/

DIE GRÜNEN, der SPD und der FDP sowie die fraktionslosen Abgeordneten Busch, 

Plenk und Klingen. Gegenstimmen! – Das sind die Fraktionen der FREIEN WÄHLER 

und der CSU, die AfD-Fraktion und der fraktionslose Abgeordnete Bayerbach. Stimm-

enthaltungen? – Bei Stimmenthaltung des fraktionslosen Abgeordneten Swoboda. 

Hiermit ist dieser Antrag abgelehnt.

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Antrag von Abgeordneten der SPD-Frak-

tion betreffend "Lehrkräftemangel bekämpfen VII: Flächendeckend Systemadministra-

toren einstellen" auf Drucksache 18/26331. Der federführende Ausschuss für Bildung 

und Kultus empfiehlt Ablehnung.

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Antrag von Abgeordneten der SPD-Fraktion 

zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der 

SPD, von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP sowie die fraktionslosen Abgeord-

neten Busch und Swoboda. Gegenstimmen! – Bei Gegenstimmen der CSU-Fraktion, 

der Fraktion FREIE WÄHLER, der AfD-Fraktion sowie der fraktionslosen Abgeordne-
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ten Bayerbach, Klingen und Plenk. Stimmenthaltungen? – Sehe ich keine. Hiermit ist 

der Antrag abgelehnt.

Wir kommen nun zur Gesamtabstimmung über die Liste. Hinsichtlich der jeweiligen 

Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich auf die 

Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der Liste einverstanden ist, den bitte 

ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

der SPD, der FREIEN WÄHLER, die CSU-Fraktion, die AfD-Fraktion und die FDP-

Fraktion. Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Keine. Dann die Frage an die frak-

tionslosen Abgeordneten: Jeweils Enthaltung? – Das sind die fraktionslosen Abgeord-

neten Bayerbach, Klingen, Plenk und Swoboda, die sich jeweils enthalten. Damit 

übernimmt der Landtag diese Voten.
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Gerd Mannes, Franz Bergmüller, Uli Henkel und 
Fraktion (AfD) 

Drs. 18/25164, 18/27910 

Energie für Bayern VI:   
Nationale CO2-Abgabe auf Müllverbrennung nicht einführen 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Thomas Gehring 

II. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring
Abg. Gerd Mannes
Abg. Eric Beißwenger
Abg. Martin Stümpfig
Abg. Benno Zierer
Abg. Ruth Müller
Abg. Christoph Skutella



Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Ich rufe nun zur gemeinsamen Beratung 

die Tagesordnungspunkte 13 und 14 auf:

Antrag der Abgeordneten Gerd Mannes, Franz Bergmüller, Uli Henkel und 

Fraktion (AfD)

Energie für Bayern V: Nationale CO2-Abgabe auf Kohle nicht einführen 

(Drs. 18/25163)

und

Antrag der Abgeordneten Gerd Mannes, Franz Bergmüller, Uli Henkel und 

Fraktion (AfD)

Energie für Bayern VI: Nationale CO2-Abgabe auf Müllverbrennung nicht 

einführen (Drs. 18/25164)

Zum Tagesordnungspunkt 14 ist namentliche Abstimmung beantragt worden. – Ich er-

öffne die gemeinsame Aussprache. Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt nach 

der Geschäftsordnung 32 Minuten. Die Redezeit der Staatsregierung orientiert sich 

dabei an der Redezeit der stärksten Fraktion. Der erste Redner ist der Abgeordnete 

Gerd Mannes für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Gerd Mannes (AfD): Sehr geehrtes Präsidium, sehr geehrte Damen und Herren! Die 

Energiepolitik der Regierung war und ist ein politisches Attentat auf unsere Energie-

versorgung und unseren Industriestandort. Der gleichzeitige Ausstieg aus Kohle und 

Kernkraft kommt einem volkswirtschaftlichen Selbstmordkommando gleich. Es werden 

grundlastfähige Kraftwerke vom Netz genommen und damit die Versorgungssicherheit 

in Bayern gefährdet. 2011 wurde der wahnwitzige Ausstieg aus der Kernkraft be-

schlossen.

(Zuruf des Abgeordneten Toni Schuberl (GRÜNE))
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Nach der Abschaltung muss Strom – so war es gestern – aus ausländischen Kern-

kraftwerken regelrecht erbettelt werden. Insgesamt muss Bayern derzeit 50 % des 

Stroms importieren; im Winter sind es bis zu 80 %. Das kommt einer Bankrotterklä-

rung gleich.

Es gab in diesem Winter mehrere Wochen, in denen Kohlekraftwerke fast 50 % der 

gesamten Stromerzeugung bereitgestellt haben. Solar- und Windkraftanlagen haben 

fast nichts geliefert. Warum? – Weil sie wetterabhängig sind. Ohne deutsche Kohle-

kraftwerke hätten wir in Deutschland seit Monaten einen Blackout nach dem anderen 

gehabt.

Sie alle wollen hier in Kürze auch aus der Kohle aussteigen, obwohl wir diesem Ener-

gieträger aktuell unsere Energiesicherheit verdanken. Hören Sie endlich auf, die Fak-

ten zu leugnen!

Man muss angesichts dieser Fakten wahnsinnig sein, die Abschaltung weiterer grund-

lastfähiger Anlagen zu fordern. Aber auch die Preisgestaltung und Besteuerung der 

Energieträger vernichtet unseren Wohlstand. Die Verknappung der Kraftwerkskapazi-

täten und die Verknappung der CO2-Zertifikate auf EU-Ebene haben in den letzten 

Jahren dazu geführt, dass der Preis von Strom an den Börsen von 3 auf 20 Cent ge-

stiegen ist. Jetzt verteuern Sie die Energiepreise zusätzlich über den nationalen 

Brennstoffemissionshandel.

Diese künstliche Verteuerung der Stromerzeugung durch diese staatlichen Eingriffe ist 

bürgerfeindlich und gefährdet unsere Wirtschaft. Die vermurkste Energiewende hat 

also die Strompreise für private Haushalte regelrecht explodieren lassen. Die Indust-

riestrompreise haben sich in den letzten zwei Jahren glatt verdoppelt. Jetzt wollen Sie 

mit Ihrer CO2-Bepreisung diesen energiepolitischen Flächenbrand weiter ausweiten. 

Diese Verantwortungslosigkeit kann die AfD-Fraktion nicht hinnehmen.

(Zuruf des Abgeordneten Toni Schuberl (GRÜNE))
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Die nationale CO2-Bepreisung führt zu einer Doppelbesteuerung. Angesichts dieser 

überbordenden Steuerlast in Deutschland müssen wir einfach handeln. Das ist ein ab-

soluter Skandal! Bereits heute ist Strom für viele Haushalte ein regelrechtes Luxusgut. 

Der Anteil der sogenannten energiearmen Haushalte beträgt rund 25 %; das ist eine 

absolute Schande für Deutschland. Wir müssen jetzt also alles tun, damit die Bürger 

und Unternehmer wirksam entlastet werden.

Mit unseren Anträgen wollen wir genau dies. Wir fordern daher die Streichung der na-

tionalen CO2-Steuer auf Kohlestrom, die bereits zum 01.01.2023 eingeführt wurde, 

und auf die Energieerzeugung aus Müllverbrennungsanlagen, die zum 01.01.2024 

eingeführt werden soll. Insbesondere die Besteuerung der Müllverbrennung könnte 

auch zu einer deutlichen Erhöhung der Müllgebühren führen; denkt man es zu Ende, 

könnte das dazu führen, dass weniger vermögende Haushalte den Müll in der Natur 

entsorgen. Sie sind hier also auf dem völlig falschen Weg. Kehren Sie um! Das ist un-

sere Forderung. Die künstliche Verteuerung von Energie in Krisenzeiten, wie sie mo-

mentan der Fall sind, ist eine ernsthafte finanzielle Bedrohung für Millionen Menschen. 

Entlasten Sie also Bürger und Umwelt und stimmen Sie unseren Anträgen zu!

(Beifall bei der AfD)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Nächster Redner ist der Kollege Eric Beiß-

wenger von der CSU-Fraktion.

Eric Beißwenger (CSU): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Das Zweite Gesetz zur Änderung des Brennstoffemissionshandelsgesetzes 

wurde am 09.11.2022 im Bundesgesetzblatt veröffentlicht. Das Gesetz wurde bis zum 

28.10.2022 im Bundesrat behandelt; die Beratungen sind abgeschlossen und können 

auch von Bayern vorerst nicht wiederaufgenommen werden. Die beiden Anträge der 

AfD kommen daher einfach zu spät und sind abzulehnen.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)
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Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Herr Beißwenger, bitte bleiben Sie am Red-

nerpult; Sie haben noch Redezeit bekommen.

(Thomas Kreuzer (CSU): Wollte er aber gar nicht! Das ist aufgedrängte Rede-

zeit!)

– Zu einer Zwischenbemerkung hat sich der Abgeordnete Gerd Mannes gemeldet.

Gerd Mannes (AfD): Herr Beißwenger, so einfach kann ich es Ihnen nicht machen. 

Natürlich wurde das beschlossen. Sie haben – ich sage einmal – fadenscheinige Be-

mühungen gezeigt, weil Sie auch in unserem Sinne argumentiert haben. Aber es geht 

hier um den politischen Willen. Man sieht es jetzt auch am Thema Kernkraft; Herr 

Söder hat gesagt, er möchte die Kernkraft weiterbetreiben. Dazu gibt es auch Be-

schlüsse. Ich fordere Sie hier im Sinne der bayerischen Bürger noch einmal auf, Be-

mühungen zu unternehmen, zumal die CO2-Abgabe auf Müllverbrennung erst zum 

01.01.2024 in Kraft treten soll. Es gibt hier bestimmt noch die Möglichkeit, politisch 

aktiv zu werden und das doch noch zu verhindern. Wollen Sie sich denn nicht unserer 

Forderung anschließen?

Eric Beißwenger (CSU): Sie machen es mir nie einfach – weil Sie sagen, Sie dürften 

es mir hier nicht so einfach machen. In der Bundesratssitzung am 16.09.2022 hat die 

Bayerische Staatsregierung auch einen Antrag von Nordrhein-Westfalen unterstützt, 

die Aufnahme thermischer Behandlung von Abfällen in das nationale Emissionshan-

delssystem eben wegen der aktuell schwierigen Energieversorgungslagen um 

zwei Jahre zu verschieben. Bayern hat auch eine Bitte unterstützt, im weiteren Ge-

setzgebungsverfahren zu prüfen, ob auch die turnusmäßige Erhöhung der Zertifikat-

preise, welche 2020 durch das Erste Änderungsgesetz zum BEHG umgesetzt wurde, 

für zwei Jahre ausgesetzt werden kann. Diese Anträge haben im Bundesrat allerdings 

keine Mehrheit gefunden.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)
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Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Danke schön. – Nächster Redner ist der 

Kollege Martin Stümpfig von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Martin Stümpfig (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Alle Industrieanlagen über 20 Megawatt unterliegen seit dem Jahr 2005 

dem Emissionszertifikatehandel der EU. Alle Kohlekraftwerke und alle Müllverbren-

nungsanlagen – ob in Deutschland oder Europa – unterliegen einem Emissionszertifi-

katehandel und zahlen momentan einen Preis von 90 Euro pro Tonne. Die AfD kommt 

mit diesem Antrag 18 Jahre zu spät und hat überhaupt nichts verstanden.

(Beifall bei den GRÜNEN)

– Herr Beißwenger, Ihre Rede war gerade auch etwas verquer, weil die Emissionen in-

soweit schon lange dem Emissionshandel unterliegen. – Herr Mannes, ich erkläre es 

Ihnen noch einmal ganz einfach: Wenn jemand heute Kohle in den Verkehr bringt, 

zum Beispiel Kohlebriketts, die man im Baumarkt kaufen kann, dann muss er auch 

30 Euro pro Tonne draufzahlen; darum geht es. Es geht nicht um Strom. Uns zu so 

später Stunde mit einem solchen Quatsch zu belästigen, ist wirklich totaler Irrsinn.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Herr Stümpfig, es gibt eine Zwischenbe-

merkung.

Gerd Mannes (AfD): Quatsch ist es mitnichten, wenn man sieht, dass viele Leute hier 

Probleme haben, Strom und Wärme zu bezahlen; das ist politisch gewollt und verur-

sacht. Aber noch einmal die Frage: Herr Stümpfig, Sie haben es gut ausgeführt; natür-

lich haben wir ein europäisches System, –

Martin Stümpfig (GRÜNE): Das Sie nicht verstanden haben!

Gerd Mannes (AfD): – das in den letzten Jahren durch die Verknappung der Zertifika-

te extrem verteuert wurde. Aber warum brauchen wir über dieses europäische System 
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hinaus noch ein nationales? Das hat doch keinen Sinn. Warum haben Sie das be-

schlossen? Warum wollen Sie das zusätzlich hier in Deutschland teurer machen, wo 

es doch in Europa schon teuer gemacht wird?

Martin Stümpfig (GRÜNE): Ich habe keine Hoffnung, dass Sie das verstehen. Das 

sind wirklich zwei unterschiedliche Sachen:

(Gerd Mannes (AfD): Sie machen es teuer! Das ist Fakt!)

Zum einen geht es um Anlagen mit über 20 Megawatt, zum anderen geht es um 

Brennstoffe, die man in den Verkehr bringt. Lesen Sie es einfach einmal nach!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Das Wort hat nun der Abgeordnete Benno 

Zierer für die Fraktion der FREIEN WÄHLER.

Benno Zierer (FREIE WÄHLER): Sehr geehrtes Präsidium, meine Damen und Her-

ren! Die Anträge wurden im Februar im Umweltausschuss behandelt und kamen da 

schon zu spät. Bayern hat sich im Bundesrat dafür eingesetzt, dass die Aufnahme der 

Energieerzeugung aus Müllverbrennung in den Emissionshandel um zwei Jahre ver-

schoben wird. Wir haben ein Jahr erreicht. – Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Das Wort hat nun die Kollegin Ruth Müller 

für die SPD-Fraktion.

Ruth Müller (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Der erste Antrag ist durch die Entscheidung des Bundesrats erledigt und damit 

heute in den Beratungen überflüssig. Der zweite Antrag thematisiert vermeintlich stei-

gende Abfallgebühren durch die CO2-Abgabe bei der Müllverbrennung. Dazu bleibt 

festzustellen, dass wir auf der einen Seite endlich unser Müllaufkommen reduzieren 

müssen; hierzu haben wir als SPD auch schon zahlreiche Vorschläge gemacht. 
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Gleichzeitig haben wir als Staat und Gesellschaft die Aufgabe und Verpflichtung, CO2 

einzusparen und zu reduzieren, um den Klimaschutz voranzubringen. Deshalb sind 

beide Anträge überflüssig. Deshalb lehnen wir beide Anträge ab.

(Beifall bei der SPD)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Danke. – Das Wort hat nun der Kollege 

Christoph Skutella für die FDP-Fraktion.

Christoph Skutella (FDP): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Wir reden hier beim nationalen Emissionshandel nicht über die CO2-Emissionen 

aus der Kohleverstromung, sondern über die Emissionen aus der Kohleverbrennung 

im Wärmebereich; die werden bepreist. Das mal zum Thema Doppelbelastung. Sie 

reden hier also von einem Thema, das mit dem, was Sie in Ihrem Antrag eigentlich be-

handeln wollen, gar nichts zu tun hat. Das ist der erste Fehler. Die Ausführungen der 

Kollegen im Vorfeld kann ich da nur unterstreichen.

Zum Weiteren: Das Entlastungspaket der Bundesregierung hat auch die deutschen 

CO2-Preise betroffen. So wurden die Einbeziehung der Abfallverbrennung sowie die 

nächste Erhöhung für Sprit, Heizöl und Gas eben um ein Jahr verschoben. Damit ist 

dieser Antrag – zumindest zum Teil – auch schon positiv erledigt.

Wir brauchen uns nicht weiter darüber zu unterhalten. Wir bleiben bei unseren Voten. 

– Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht 

vor. Damit ist die Aussprache geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung. Für diese 

Abstimmung werden die Anträge getrennt.

Wir stimmen zunächst über den ersten Antrag in einfacher Form ab. Es ist der Antrag 

betreffend "Energie für Bayern V: Nationale CO2-Abgabe auf Kohle nicht einführen", 
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Drucksache 18/25163. Die Fraktionen sind übereingekommen, dass über das Votum 

abgestimmt wird.

Wer bei diesem Antrag mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des 

jeweiligen Abstimmungsverhaltens seiner Fraktion im Ausschuss für Umwelt und Ver-

braucherschutz einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind alle 

Fraktionen. Ich frage die fraktionslosen Abgeordneten, welchem Votum Sie sich an-

schließen. – Der Abgeordnete Bayerbach schließt sich dem Votum der AfD an. Der 

Abgeordnete Klingen enthält sich. Der Abgeordnete Plenk stimmt zu. Der Abgeordne-

te Busch ist dagegen. Der Abgeordnete Sauter ist auch dagegen.

(Alexander König (CSU): Jetzt haben wir das für die Menschheit auch noch fest-

gehalten!)

Gut, das heißt: Der Antrag ist abgelehnt.

Wir kommen nun zur namentlichen Abstimmung. Hier wird offen abgestimmt. Wer dem 

Antrag der AfD-Fraktion betreffend "Energie für Bayern VI: Nationale CO2-Abgabe auf 

Müllverbrennung nicht einführen", Drucksache 18/25164, zustimmen will, stimmt mit 

Ja. Wer dagegen ist, stimmt mit Nein. Wer sich enthalten will, stimmt mit Enthaltung. 

Wir kommen zur namentlichen Abstimmung. Die Abstimmgeräte sind bereit. Ich eröff-

ne die Abstimmung.

(Namentliche Abstimmung von 21:11 bis 21:14 Uhr)

Gibt es noch technische Probleme? – Dann sind die hier vorne lösbar. Kolleginnen 

und Kollegen, konnten alle ihre Stimme abgeben? – Das ist so. Dann schließe ich die 

Abstimmung.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich unterbreche die Sitzung, solange die Stimmen 

ausgezählt werden. Wenn wir das Ergebnis haben, können wir die Sitzung endgültig 

schließen.
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(Unterbrechung von 21:15 bis 21:16 Uhr)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich eröffne die Sitzung wieder und gebe das Ergebnis 

der namentlichen Abstimmung bekannt. Das war der Antrag der AfD-Fraktion betref-

fend "Energie für Bayern VI: Nationale CO2-Abgabe auf Müllverbrennung nicht einfüh-

ren", Drucksache 18/25164. Mit Ja haben 15 Abgeordnete gestimmt, mit Nein 127. Es 

gab eine Stimmenthaltung. Damit ist der Antrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 2)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sind wesentlich früher fertig als geplant. Ich 

würde Ihnen raten: Nützen Sie die gewonnene Zeit klug. Ich wünsche Ihnen einen 

schönen Abend. Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss: 21:17 Uhr)
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